
1. Änderungssatzung 

zur 

Satzung über die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Oppurg vom 04.12.2018 

 

Auf Grund des § 19 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der Neubekanntma-

chung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S.41), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. März 

2021 (GVBl. S. 115), des § 14 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine 

Hilfe und den Katastrophenschutz (ThürBKG) vom 21. Dezember 2006 (GVBl. S. 684), zuletzt geän-

dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. November 2020 (GVBl. S. 559), des § 1 Abs. 3 Satz 2 der 

Thüringer Feuerwehr-Organisationsverordnung (ThürFwOrgVO) vom 13. August 1992 (GVBl. S. 456), 

zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. April 2021 (GVBl. S. 233) sowie des Thüringer Wasserge-

setzes (ThürWG) vom 28. Mai 2019 (GVBl. S. 74), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 

11. Juni 2020 (GVBl. S. 277, 285) hat der Gemeinderat der Gemeinde Oppurg in seiner Sitzung am 

18.10.2021 folgende  

 

1. Änderungssatzung 

 

beschlossen: 

 

§ 1 

 

Änderung der Satzung 

 

(1) In der Überschrift werden die Worte „und den Wasserwehrdienst“ vor dem Satzungsdatum ergänzt. 

 

(2) Nach § 13 werden folgende Paragrafen eingefügt: 

 

§ 14 

 

Wasserwehrdienst 

 

(1) Die Gemeinde Oppurg richtet einen Wasserwehrdienst nach § 55 ThürWG ein. Die Aufgabe des Wasser-

wehrdienstes wird durch die Feuerwehr wahrgenommen. Der Wasserwehrdienst umfasst die Schaffung der 

erforderlichen personellen und sachlichen Voraussetzungen sowie die organisatorischen Vorkehrungen zur 

Abwehr von Wassergefahren durch Überschwemmungen oder andere Ereignisse im Gemeindegebiet, soweit 

dies im öffentlichen Interesse geboten ist.  

 

(2) Maßnahmen des Wasserwehrdienstes sind geboten, wenn eine abstrakte Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung vorliegt oder Störungen dieser bereits eingetreten sind.  

 

§ 15 

 

Aufgaben des Wasserwehrdienstes 

 

(1) Die Gemeinde trifft zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Wasserwehrdienst die erforderlichen Maßnahmen.  

 

(2) Sie hält die Ausrüstung der Einsatzkräfte sowie die technische Ausstattung zur Gefahrenabwehr bereit.  

 

(3) Der Gemeinde obliegt die Aus- und Weiterbildung der Kräfte des Wasserwehrdienstes.  

 

(4) Zur Abwehr von Wassergefahren obliegen dem gemeindlichen Wasserwehrdienst folgende Aufgaben: 

  

a) Warnung betroffener Personen (z. B. Bevölkerung, Gewerbebetriebe, Industrie)  

bei Überschwemmungsgefahren,  

b) bei Verschärfung: Einrichtung von Wachdiensten, 

c) Bekämpfung bestehender Auswirkungen von Wassergefahren durch Überschwemmungen, 

d) Anleitung zur Selbsthilfe der Bevölkerung.  

 

(5) Die Gemeinde stellt einen Organisationsplan der Kräfte des Wasserwehrdienstes auf, der mindes-

tens folgende Angaben enthält:  
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a) die Beschreibung und Bezeichnung der gefährdeten Infrastruktur im innerörtlichen Bereich ge-

mäß der bisherigen Ereignisse und der vorliegenden Hochwassergefahren- und Hochwasserrisi-

kokarten,  

b) den Leiter des Einsatzes, seinen Stellvertreter und die vorgeplanten Kräfte sowie deren Erreich-

barkeit, 

c) die Lagerorte der Hochwasserbekämpfungsmittel, 

d) das Verzeichnis der Hochwasserbekämpfungsmittel. 

 

Der Organisationsplan ist zusammen mit der Satzung ortsüblich öffentlich bekannt zu machen.  

 

(6) Für die Alarmierung und den Einsatz des Wasserwehrdienstes stellt die Gemeinde auf der Grund-

lage des Organisationsplanes der Kräfte des Wasserwehrdienstes einen Hochwasseralarm- und Ein-

satzplan auf, der mindestens folgende Angaben enthält: 

  

a) die örtliche Gefährdung und die Gefahrenbereiche,  

b) den Beginn und die Art der Gefährdung (Bezugspegel), 

c) die einzuleitenden Maßnahmen. 

 

Die Gemeinde schreibt den Hochwasseralarm- und Einsatzplan mindestens alle drei Jahre oder aus 

konkretem Anlass fort. Die Fortschreibung ist dem betreffenden Personenkreis bekannt zu geben.  

 

§ 16 

 

Zuständigkeit für den Wasserwehrdienst 

 

Zur Abwehr von Wassergefahren im Gemeindegebiet ist der Bürgermeister als Leiter des Wasserwehr-

dienstes zuständig. Er ruft den Einsatzfall für den Wasserwehrdienst aus. Er kann die Leitung des Ein-

satzes auf einen persönlich und fachlich geeigneten Dritten (in der Regel dem Ortsbrandmeister/Wehr-

führer) übertragen. Der Leiter des Einsatzes nimmt die Befugnisse und Aufgaben der Gemeinde am Ein-

satzort wahr und leitet nach den Weisungen des Bürgermeisters die Maßnahmen des Wasserwehrdiens-

tes am Einsatzort. Der Einsatzleiter trifft nach pflichtgemäßem Ermessen die notwendigen Entscheidun-

gen über die Einsatzmaßnahmen am Gefahren- oder Einsatzort. Über eingeleitete Maßnahmen von 

überörtlicher Bedeutung sind die zuständigen Stellen zu informieren. 

 

§17 

 

Beteiligte am Wasserwehrdienst 

 

(1) Der Leiter des Wasserwehrdienstes kann in den Wasserwehrdienst regulär aufnehmen: 

 

a) die Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung, 

b) die Bewohner der Gemeinde ab dem 18. Lebensjahr unter angemessener Berücksichtigung der persönli-

chen Verhältnisse (§ 55 Satz 3 ThürWG).  

 

Der Bürgermeister entscheidet über den Antrag auf Aufnahme in den Wasserwehrdienst.  

Die Aufgenommenen bilden zusammen mit der Feuerwehr den regulären Wasserwehrdienst. 

 

(2) Personen, die im Hochwasserfall aufgefordert oder freiwillig mit Zustimmung des Einsatzleiters bei der Ge-

fahrenbekämpfung Hilfe leisten, gehören für die Dauer des Einsatzes dem Wasserwehrdienst temporär an.  

 

(3) Personen, die nach Abs. 1 regulär in den Wasserwehrdienst aufgenommen wurden oder nach Abs. 2 aufge-

fordert oder freiwillig Hilfe leisten, werden hierbei im Auftrag der Gemeinde tätig. Sie unterstehen für die 

Dauer und im Rahmen ihres Dienstes der Weisungsbefugnis des Leiters des Einsatzes oder einer von ihm 

beauftragten Person.  

 

(4) Personen, die nach Abs. 1 regulär in den Wasserwehrdienst aufgenommen wurden, nehmen soweit erforder-

lich, an Schulungen des Landes und der Kommunen sowie an Übungen teil.  

 



3 

 
(3) § 14 wird zu § 18. 

 

§ 2  

 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Oppurg, den 04.01.2022 

 

Schoberth 

Bürgermeister 

 

Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und 

diese Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Gemeinde geltend gemacht werden. Sie sind 

schriftlich unter Angabe der Gründe geltend zu machen. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer 

Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeacht-

lich. 

 

Schoberth 

Bürgermeister 

 

 

Bekanntmachungsvermerk 

 

Die 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Oppurg vom 

04.12.2018 wurde im Anzeiger – Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Oppurg, Ausgabe vom 

21.01.2022, öffentlich bekannt gemacht. 

 

Schoberth 

Bürgermeister  

 

 


